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ORDNUNGSPOLITIK KERNAUSSAGEN 
Mehr direkte Demokratie auf Bundesebene! 
von Dr. Susanne Cassel und Dr. Tobias Thomas 

 

Politikanalyse: 
 

• In Deutschland sind Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid auf 
Bundesebene in der Regel unzulässig. 

• Direkte Demokratie führt zu niedrigeren 
Staatsausgaben, geringerer Staatsver-
schuldung, weniger Steuerhinterziehung 
und zu höherer Wirtschaftsleistung. 

• In direkt-demokratischen Systemen sind 
Bürgerinnen und Bürger besser über Po-
litik informiert. 
 

Politikempfehlung: 
• Einführung direkt-demokratischer Ele-

mente auf Bundesebene. 
• Änderung des Grundgesetzes bspw. in 

Anlehnung an Art. 138ff der Schweizer 
Bundesverfassung.  

 

In Deutschland sollten die Bürgerinnen und 
Bürger die Möglichkeit erhalten, über Poli-
tik auf Bundesebene auch direkt entschei-
den zu können. Das würde den politischen 
Prozesses fundamental ändern und vielfach 
zu besseren politischen Entscheidungen 
führen. Voraussetzung ist ein fest etablier-
ter Prozess der direkten Volksbeteiligung 
mit klaren Regeln, dessen Ergebnisse bin-
dend sind. Bürgerinnen und Bürger sollten 
durch Volksentscheid von der Regierung 
initiierte Vorhaben stoppen und durch 
Volksinitiativen und Volksbegehren eigenes 
Agenda-Setting betreiben können.  
 

In Deutschland sind direkt-demokratische 
Entscheidungsbefugnisse der Bürger in allen 
Landesverfassungen und auf der kommuna-
len Ebene verankert. Im Gegensatz dazu 
sind Volksinitiative, Volksbegehren und 
Volksentscheid auf Bundesebene in der Re-
gel unzulässig.  Das Grundgesetz sieht allein 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

die repräsentative Demokratie als Beteili-
gungsform der Bürger vor. Ausnahmen sind 
die Neugliederung des Bundesgebietes 
oder die Totalrevision der Verfassung. Um 
direkt-demokratische Elemente auf Bun-
desebene einzuführen, bedürfte es daher 
einer Grundgesetzänderung mit zwei Drit-
tel-Mehrheit in Bundestag und Bundesrat.  
 

Haben Bürgerinnen und Bürger mehr Ab-
stimmungsmöglichkeiten über einzelne po-
litische Vorhaben, müssen Politiker stärker 
einzelne Bürgeranliegen ernst nehmen. Po-
litische Entscheidungen spiegeln in diesem 
Fall die Bürgerpräferenzen besser wider. 
 

 

Wird über einzelne Sachfragen abgestimmt, 
kann sich zu diesen Themen ein öffentlicher 
Diskurs entwickeln. Sowohl das Angebot 
als auch die Nachfrage nach Informationen 
zu den abzustimmenden Sachthemen wer-
den sich ändern. Politiker müssen genauso 
wie Vertreter spezieller Interessen über-
zeugende Argumente und Informationen 
bereitstellen, auf deren Basis die Bürger 
entscheiden können. Für wissenschaftliche 
Politikberater eröffnen sich bessere Mög-
lichkeiten, sich mit ihrem Rat an die Öffent-
lichkeit zu wenden und Partikularinteressen 
im Gewand allgemeinwohlförderlicher Ar-
gumente zu entlarven. Für die Bürgerinnen 
und Bürger wird es wichtiger, sich zu ein-
zelnen Fragen eine eigene Meinung zu bil-
den, so dass sie dafür mehr Information 
nachfragen. In der Folge sind sie besser 
über Politik informiert und haben eher das 
Gefühl, am politischen Prozess teilzuhaben.  
 

Studien belegen, dass Bürgerinnen und Bür-
ger in denjenigen EU-Mitgliedstaaten, in 
denen Referenden über Fragen der Europä-
ischen Union abgehalten wurden, mehr 
über die EU, ihre Institutionen und ihre 
Politik wissen. Auch trägt direkt-
demokratische Teilhabe – so der empiri-
sche Befund – zu einer höheren Lebenszu-
friedenheit der Menschen bei. Darüber hin-
aus wirkt sich direkte Demokratie auf die 
Finanz- und Wirtschaftspolitik aus: Ge-
bietskörperschaften in der Schweiz und den 
USA, in denen direkt-demokratisch abge-
stimmt wird, weisen vergleichsweise niedri-
gere Staatsausgaben und öffentliche Schul-
den sowie eine geringere Steuerhinterzie-
hung auf. Darüber hinaus ist ihre Wirt-
schaftsleistung höher und werden öffentli-
che Güter effizienter bereitgestellt. 
 

Dennoch bestehen in Deutschland große 
Vorbehalte gegenüber direkter Demokratie 
auf Bundesebene. So betonen Gegner die 
Gefahren einer populistischen Behandlung 
gesellschaftlich brisanter Themen. Politiker 
fürchten, diskretionäre Entscheidungsspiel-
räume zu verlieren, innerhalb derer sie ei-
gene Ziele verfolgen können. Auch habe 
sich das System der repräsentativen De-
mokratie als Arbeitsteilung etabliert, in 
dem Politiker im Auftrag der Bürgerinnen 
und Bürger Entscheidungen fällen.  
 

Grundvoraussetzung dafür, dass sich die 
positiven Effekte der direkten Demokratie 
einstellen, ist ein geeigneter Regelrahmen, 
der den Entscheidungsprozess festlegt. Dies 
ist bspw. in der Schweizer Bundesverfas-
sung (Art. 138ff) der Fall. Die Einführung 
direkt-demokratischer Elemente würde 
eine Ergänzung des repräsentativen Systems  

 
 

bedeuten – nicht dessen Ersatz. Die Mehr-
zahl der Entscheidungen würde nach wie 
vor von den von den Wählerinnen und 
Wählern beauftragten Politikern getroffen. 
Wichtig ist, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger die Möglichkeit haben, in ihnen wichti-
gen Einzelfragen entscheiden und initiativ 
Themen auf die politische Agenda setzen zu 
können. Denn genau das ändert die Spiel-
regeln des politischen Spiels und führt dazu, 
dass bessere Ergebnisse zu erwarten sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundla-
ge des ECONWATCH-Meetings „Direkte 
Demokratie – bessere Wirtschaftspolitik 
durch mehr Bürgerbeteiligung?“ mit  
PD Dr. Matthias Benz (NZZ) und  
Prof. Dr. Hubertus Gersdorf (Universität 
Rostock) am Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB). 
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Helfen Sie mit! 
Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf: 
www.econwatch.org 
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Art. 141der Schweizer Bundesver-
fassung „Fakultatives Referendum“ 
Verlangen es 50 000 Stimmberechtigte 
oder acht Kantone innerhalb von 
100 Tagen seit der amtlichen Veröffentli-
chung des Erlasses, so werden dem Volk 
zur Abstimmung vorgelegt: a. Bundesge-
setze; b. dringlich erklärte Bundesgesetze, 
deren Geltungsdauer ein Jahr übersteigt; 
c. Bundesbeschlüsse, soweit Verfassung 
oder Gesetz dies vorsehen; d. völker-
rechtliche Verträge, die: 1. unbefristet und 
unkündbar sind; 2. den Beitritt zu einer 
internationalen Organisation vorsehen; 3. 
wichtige rechtsetzende Bestimmungen 
enthalten oder deren Umsetzung den Er-
lass von Bundesgesetzen erfordert. 
Einwohnerzahl Schweiz:         7,8 Mio.  
Stimmberechtigte:         5,1 Mio.  


